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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 2 U 92/13 B 
 
L 15 U 387/11 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 13 U 189/09 (SG Münster) 
 
 
 
………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………, 
  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Unfallkasse Rheinland-Pfalz, 
Orensteinstraße 10, 56626 Andernach, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. Juli 2013 durch den Richter 

Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    als Vorsitzenden sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 4. Dezember 2012 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der Kläger hat die geltend gemachten Zulassungsgründe der 

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache sowie der Divergenz, auf der die angefochtene 

Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 1 und 2 SGG), nicht in der nach § 160a Abs 2 

Satz 3 SGG gebotenen Weise dargelegt bzw bezeichnet. 

 

Soweit eine Divergenz gerügt wird, werden zwar abstrakt-generelle Rechtssätze aus der höchst-

richterlichen Rechtsprechung herausgearbeitet, es werden diesen aber keine hiervon abwei-

chenden abstrakt-generellen Rechtssätze in der angefochtenen Entscheidung gegenüberge-

stellt. Vielmehr wird behauptet, das LSG habe die Rechtssätze des BSG außer Acht gelassen. 

Die Rüge der Divergenz soll aber nicht die Zulassung der Revision wegen fehlerhafter Entschei-

dung im Einzelfall, sondern nur im Falle einer Abweichung im Grundsätzlichen eröffnen. Eine 

solche ist hier nicht aufgezeigt. 

 

Soweit eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend gemacht wird, wird nicht darge-

tan, dass die aufgeworfene Rechtsfrage in einem späteren Revisionsverfahren klärungsbedürf-

tig und auch klärungsfähig wäre. 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter durch Beschluss zu ver-

werfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). Der Senat sieht von einer weiteren Be-

gründung ab, da diese nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulas-

sung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG; BVerfG Beschluss vom 8.12.2010 - 1 BvR 

1382/10 - NJW 2011, 1497). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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